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«2025 rückt näher»
Andrea Burkhardt, Bundesamt für Umwelt, und Daniel Büchel, Bundesamt für Energie,  
diskutieren mit Ivo Cathomen, Stv. CEO SVIT, über die Revision des CO2-Gesetzes, das Ge-
bäudeprogramm und den Beitrag der Immobilienwirtschaft zur Erreichung der Klimaziele. 

TEXT: SIMONE HOFER*, FOTOS: DIETMAR KNOPF  

– Im Parlament ist derzeit eine  
Totalrevision des CO2-Gesetzes in  
Diskussion. Es zeichnet sich ab,  
dass die Vorlage des Bundesrats  
keine Mehrheit findet …
– Andrea Burkhardt (AB): Dafür gibt es kei-
ne Anzeichen. Der Bundesrat hat dem Par-
lament eine solide und mehrheitsfähige Vor-
lage unterbreitet. Der am 8. Oktober 2018 
veröffentlichte Bericht des Weltklimarates 
zeigt zudem: Wenn wir jetzt nicht handeln, 
werden die Folgen und die Kosten für un-
ser Land wesentlich grösser werden. 
– Aber nochmals: In der zuständigen 
nationalrätlichen Kommission für  
Umwelt, Raumplanung und Energie 
(UREK-N) war zum einen der Eintre-
tensentscheid nicht unumstritten und 
zum andern folgt die nationalrätliche 

Kommission in wichtigen Punkten wie 
den Gebäudegrenzwerten und Zwi-
schenzielen für den Gebäudebereich 
dem Bundesrat nicht.
– AB: Eine überwiegende Mehrheit der 
UREK-N hat sich hinter die Vorlage ge-
stellt. Der Antrag, nicht auf das Geschäft 
einzutreten, war chancenlos. Bei der Aus-
gestaltung der Massnahmen gehen die 
Meinungen allerdings auseinander. So 
will eine Mehrheit der Kommission den 
Kantonen bis 2030 Zeit geben, das Ziel 
von minus 50 Prozent gegenüber 1990 zu 
erreichen. 
– Wo erwarten Sie in der  
erstberatenden grossen Kammer  
die heftigsten Diskussionen?
– AB: Die CO2-Gesetzesrevision an und für 
sich ist unbestritten. Der grosse Konflikt 
liegt bei der Frage, wo die Reduktion statt-

finden soll: Mehrheitlich im Inland, weil 
dann auch die inländische Wirtschaft von 
den Investitionen profitiert? Oder im Aus-
land, wo es – wenigstens im Moment 
noch – wesentlich günstiger ist? 
– Daniel Büchel (DB): Eine wichtige Frage 
ist auch, wo Fördern und wo Lenken an-
gesagt ist und wie weit man mit Vorschrif-
ten gehen will. Im Gebäudebereich liegt 
die Kompetenz jedoch bei den Kantonen. 
Diese haben die Mustervorschriften der 
Kantone im Energiebereich 2014 (MuKEn 
2014) beschlossen, die primär im Neu-
baubereich den Stand der Technik nach-
schreiben und bei den Altbauten u. a. eine 
schrittweise Senkung des CO2-Aus stosses 
vorsehen. 

Fortsetzung Seite 10

Ivo Cathomen (links) im Gespräch mit Andrea Burkhardt und Daniel Büchel.
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SCHWEIZ

KEINE HÖHERE  
STRAFE FÜR LAND-
FRIEDENSBRUCH
Die Rechtskommission des 
Nationalrats hat sich an ihrer 
Sitzung von Ende Oktober 
gegen  die Motion «Landfrie-
densbruch ist kein Bagatell-
delikt» (Rieder, CVP VS) aus-
gesprochen, die für Landfrie- 
densbruch (Artikel 260 StGB) 
zwingend eine Geldstrafe und 
eine Freiheitsstrafe fordert.

NEIN ZUM FONDS  
DE ROULEMENT
Die Kommission für Wirt-
schaft und Abgaben des Nati-
onalrats (WAK-N) hat an ihrer 
Sitzung von Ende Oktober so-
wohl die Volksinitiative «Mehr 
bezahlbare Wohnungen» als 
auch den Rahmenkredit zur 
Aufstockung des Fonds de 
Roulement abgelehnt. Die Ab-
lehnung der Initiative fiel mit 
18 zu 6 Stimmen bei 1 Enthal-
tung relativ deutlich aus. Mit 
13 zu 11 Stimmen entschied 
die WAK-N, nicht auf den 
Rahmenkredit einzutreten. 
Die Mehrheit ist der Meinung, 
dass sich die Situation auf 
dem Wohnungsmarkt ent-
spannt habe, viele Wohnun-
gen leer stünden und es da-
her keine neuen Mittel für 
den Fonds und erst recht kei-
ne neuen Instrumente wie das 
Vorkaufsrecht für Kantone 
und Gemeinden brauche. Die 
Kantone und Gemeinden hät-
ten jeweils auf ihre eigenen 
Situationen zugeschnittene 
Wohnbauförderungsprogram-
me geschaffen. Eine Minder-
heit ist der Meinung, die Auf-
stockung des Fonds sei das 
absolute Minimum, um die Fi-
nanzierungsunterstützung 
von Genossenschaften auf 
dem aktuellen Niveau zu hal-
ten. Das Geschäft wird in der 
Wintersession im Nationalrat 
behandelt.

IDENTIFIKATIONS-
SCHWELLE FÜR BAR-
GELDTRANSAKTIONEN
Ebenfalls Ende Oktober hat 
die WAK-N mit 16 zu 5 Stim-
men bei 1 Enthaltung eine 
Kommissionsmotion betref-
fend die Identifikations-
schwelle für Bargeldtransakti-
onen eingereicht. Die Finma 
plant, diese Schwelle entspre-
chend den Standards der Fi-
nancial Action Task Force 
(FATF) auf 15 000 CHF zu 
senken. Die WAK-N will den 
Bundesrat nun beauftragen, 
sie auf dem heutigen Niveau 
von 25 000 CHF im Gesetz zu 
verankern. Eine Senkung der 
Identifikationsschwelle würde 
aus Sicht der Kommissions-
mehrheit für die Bankkunden 
einen administrativen Mehr-
aufwand bedeuten, der sich 
mit dem Verweis auf inter-
nationale Standards nicht 
rechtfertigen lasse. 

WIE WEITER  
MIT DEM BWO?
Die Finanzkommission des Na-
tionalrats (FK-N) hat sich Mitte 
Oktober über die geplanten 
Schritte zur Steigerung der Ef-
fizienz des Bundesamts für 
Wohnungswesen BWO infor-
mieren lassen. Der Bundesrat 
hatte im Sommer bekanntge-
geben, das BWO von Gren-
chen nach Bern zu verlagern. 
Die FK-N liess sich von der zu-
ständigen Subkommission 
über deren Erkenntnisse ori-
entieren. Ferner diskutierte sie 
die Auswirkungen der Struk-
turreform auf das Personal so-
wie die geprüften Alternativ-
szenarien – Rückzug aus der 
Wohnraumförderung mit Ab-
schaffung des BWO, Vertei-
lung der Kernaufgaben des 
BWO auf andere Verwaltungs-
einheiten des Bundes, Herab-
stufung des BWO zu einem 
«Büro für Wohnungswesen», 
Stärkung des BWO als «Kom-
petenzzentrum Wohnen».
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– Der Bundesrat möchte das Gebäude-
programm Ende 2025 auslaufen lassen. 
Was geschieht danach mit den  
Lenkungsabgaben? 
– AB: Bereits heute darf höchstens ein 
Drittel der Einnahmen aus der CO2-Ab-
gabe zweckgebunden für die Förderung 
verwendet werden, zwei Drittel werden 
an die Bevölkerung und die Wirtschaft 
rückverteilt. Wird die Teilzweckbindung 
aufgehoben, fliesst der gesamte Ertrag 
an die Bevölkerung und die Wirtschaft 
zurück.
– Wird das Gebäudeprogramm 2025 
seine Ziele erreicht haben? 
– AB: Das Gebäudeprogramm ist auf gu-
tem Kurs. Es trägt in Ergänzung zu den 
kantonalen Vorschriften dazu bei, den 
technischen Fortschritt zu beschleunigen 
und energetische Massnahmen wie die er-

neuerbare Wärmeerzeugung auch in be-
stehenden Gebäuden zum Standard zu ma-
chen. In Anbetracht dieser erfreulichen 
Entwicklung ist eine Förderung aber ir-
gendwann aufgrund der hohen Mitnahme-
effekte nicht mehr angebracht. Es gibt aber 
auch Stimmen, die das Gebäudeprogramm 
bis 2030 weiterlaufen lassen wollen.
– Die Zahlen für 2017 sind gemäss  
Jahresbericht des Gebäudeprogramms 
tendenziell rückläufig. Täuscht der 
Eindruck, dass die Begeisterung der 
Eigentümer für das Gebäudeprogramm 
lauwarm ist? 
– DB: Ja, der Eindruck täuscht. Die Nach-
frage hängt stark von der Entwicklung in 
den Kantonen ab. Verschiedene Kantone 
konnten 2017 Rekordsummen an Förder-
geldern verpflichten. Daneben gibt es 
auch einige Kantone, in denen die Nach-
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frage zurückgegangen ist, da sie selber 
nur sehr kleine eigene Förderbudgets be-
reitstellen resp. das Programm nur weni-
ge Massnahmen umfasst (siehe Infobox).
– In der politischen Diskussion ist von 
Grenzwerten und landesweit einheitli-
che Gebäudestandards die Rede. Was 
muss man sich darunter vorstellen?
– DB: Ähnlich wie im Fahrzeugbereich, wo 
für neue Personenwagen analog zur EU 
Emissionsvorschriften gelten (130 g/km, 
ab 2020: 95 g/km), könnten auch im Ge-
bäudebereich CO2-Grenzwerte sicherstel-
len, dass ab 2030 fossile Feuerungen nur 
noch in sehr gut gedämmten Gebäuden 
vorkommen. Diese sollen aber nur dann 
zum Zug kommen, wenn die Massnahmen 

der Kantone nicht zum Ziel führen. Die 
Ankündigung soll möglichst viele motivie-
ren, von den Fördergeldern des Gebäude-
programms zu profitieren. Klar ist: Wenn 
man vorschreibt, muss man nicht gleich-
zeitig auch noch fördern. 
– Neue Energiegesetze finden in  
kantonalen Abstimmungen nicht  
immer eine Mehrheit. Was passiert, 
wenn die Kantone nicht mitziehen?
– AB: Der klimapolitische Auftrag ist klar: 
Die Wissenschaft sagt, dass wir bis Mitte 
Jahrhundert CO2-neutral werden und von 
den fossilen Brennstoffen wegkommen 
müssen. Aus diesem Grund sind die Kan-
tone angehalten, die MuKEn zügig voran-
zutreiben. Für den Fall, dass die CO2-
Emissionen aus Gebäuden nicht genügend 
rasch sinken, will der Bundesrat als sub-
sidiäre Massnahme die erwähnten Grenz-
werte für Gebäude einführen. 
– DB: Der Status quo ist immer einfacher 
als Veränderungen. Es braucht auch in den 
Kantonen Exekutivpolitiker, die sich hin-
stellen und die Vorlage verteidigen, wie 
das Frau Bundesrätin Leuthard auf natio-

 Die tiefen Zinsen und  
die Förderbeiträge sollten 
doch eigentlich ein gutes 
Investitionsumfeld  
schaffen.»
ANDREA BURKHARDT



naler Ebene getan hat. Da muss in einigen 
Kantonen noch ein Umdenken stattfinden. 
– Bei vielen Stimmbürgern scheint 
das Bewusstsein noch nicht vorhanden 
zu sein.
– DB: Ja, das ist so. Da ist die Politik gefor-
dert. Die Bevölkerung muss wissen: Die 
Zeit der fossilen Heizungen ist vorbei. 
Man kann heute CO2-Neutral und mit ein-
heimischer Energie genauso effizient 
aber wesentlich nachhaltiger heizen als 
mit Öl und Erdgas. Dies hilft unserem Pla-
neten und unserer Wirtschaft gleicher-
massen. Wer diese zentrale Botschaft ver-
standen hat, wird keine neue Öl- oder 
Erdgasheizung einbauen – auch wenn ei-
ne Sanierung vielleicht erst in ein oder 
zwei Jahren ansteht. 
– Der Gebäudebestand in der Schweiz 
ist im Mittel wohl 40 Jahre alt. Ist es 

angesichts der grossen Diversität 
angemessen, alle Liegenschaften über 
einen Leisten zu schlagen?
– AB: Der Gebäudepark trägt einen Vier-
tel zu sämtlichen Treibhausgas-Emissio-
nen bei. Da muss etwas gehen. Viele Ge-
bäude stammen aus einer Zeit, in der man 
auf Energie- und Klimathemen kaum sen-
sibilisiert war, die meisten Gebäude wer-
den immer noch fossil beheizt. Eine fossi-
le Heizung, die heute eingebaut wird, 
emittiert über die nächsten 20 Jahre CO2.
– DB: Ein nach neuster Technologie ge-
bautes Haus verbraucht pro Quadratme-
ter Nutzfläche sechsmal weniger Energie 
als ein Gebäude aus den 1970er-Jahren – 
also einen Bruchteil älterer Gebäude.
– AB: In erster Linie gilt es zu vermeiden, 
dass neue, nicht-klimaverträgliche Investiti-
onen getätigt werden, die dann über Jahr-

zehnte Emissionen verursachen. Es ist wich-
tig, die Weichen heute richtig zu stellen. 
– Strengere Auflagen werden zu  
mehr Ersatzneubauten führen,  
was in Ihrem Sinn sein dürfte. Müssen 
sich Eigentümer von erhaltensge-
schützten Bauten nicht benachteiligt 
vorkommen?
– DB: Jedes Gebäude sollte individuell be-
trachtet werden. Dafür gibt es mit dem 
GEAK Plus (Anmerkung: Gebäudeener-
gieausweis der Kantone plus Empfehlun-
gen) ein sehr nützliches Instrument, das 
noch viel zu wenig genutzt wird. Das Ge-
bäudeprogramm geht zudem auf die be-
sonderen Verhältnisse von schützenswer-
ten Gebäuden ein. Wichtig ist: Ein 
erneuerbares Heizsystem ist beispiels-
weise auch in den meisten denkmalge-
schützten Bauten realisierbar. 

ANZEIGE
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– Die aktuelle Diskussion fokussiert 
sich einseitig auf die Betriebsphase  
einer Liegenschaft. Warum wird  
der Energieverbrauch für die Bauteile, 
den Bau und die Entsorgung nicht  
berücksichtigt?
– DB: Die Betrachtung der grauen Energie 
ist ein wichtiger Punkt, sie hat aber kei-
nen Eingang ins Gebäudeprogramm ge-
funden. Der Fokus liegt auf den CO2-
Emissionen, die beim Heizen und der 
Warmwasseraufbereitung entstehen. Für 
klimafreundlichere Baumaterialen wie 
zum Beispiel Holz gibt es keine Förder-
beiträge aus dem Gebäudeprogramm, da 
es sehr aufwendig wäre, hierfür vollzieh-
bare Fördermassnahmen mit einem ent-
sprechenden Wirkungsnachweis zu schaf-
fen. Bislang wurden primär Sanierungen 

gefördert, Ersatzneubauten gehören erst 
seit Kurzem dazu. Aber der Anreiz ist 
nicht so gross, dass deswegen nun unsin-
nig abgerissen wird.  
– Die Energiestrategie 2050 wird  
das Wohnen verteuern und die Kosten  
für die Gebäudeinfrastruktur der Wirt-
schaft erhöhen. Sind diese Mehrausga-
ben wirtschaftlich vertretbar? 
– DB: Dieser Aussage können wir so nicht 
zustimmen. Energetische Sanierungen 
sind eine dringend notwendige Massnah-
me, um ein Gebäude längerfristig am 
Markt attraktiv zu halten. Wenn sich eine 
Sanierung nicht rechnet, sollte ein Ersatz-
neubau in Erwägung gezogen werden.
– Aber so oder so: Wohnen wird  
dadurch teurer – sei es im Miet-  
oder im Wohneigentumsbereich. 

– DB: Die Anfangsinvestitionen sind bei 
einer energetischen Sanierung höher. 
Über den ganzen Lebenszyklus des Ge-
bäudes betrachtet fahren sie jedoch bes-
ser. Oftmals sind sich die Eigentümer 
nicht bewusst, welche positiven Auswir-
kungen energetische Sanierungen mit 
sich bringen – ökonomisch, aber auch be-
züglich des Komforts. 
– AB: Auch die Mieter profitieren vom hö-
heren Wohnkomfort und von tieferen Ne-
benkosten – auch wenn sie diese gerne 
psychologisch ausblenden.
– Sie kommen in einer Studie (2014) 
selbst zum Schluss, dass energetische 
Sanierungen zu einer Mehrbelastung 
für Mieter führen und sich für Eigen-
tümer ökonomisch nicht immer rech-
nen. Das sind keine guten Vorausset-
zungen für energetische Sanierungen.
– DB: Vermieter können wertvermehren-
de Investitionen auf den Mietzins über-
wälzen, unter Abzug der Fördergelder. 
Diese gesetzliche Anpassung hat zur Fol-
ge, dass nach geltendem Recht Mietzins-
erhöhungen dank des Gebäudepro-
gramms  tiefer ausfallen. Das Hauptproblem 
besteht jedoch darin, dass in der Praxis 
sich die Mieten an Marktpreisen orientie-
ren, und nicht nach der Kostenmiete-Lo-
gik berechnet werden. 
– Der Eigentümer kann die Energiekos-
ten auf die Mieter überwälzen: Warum 
sollte er dann energetisch sanieren? 
– AB: Das Vermieter-Mieter-Dilemma ist 
uns bewusst. Aber genau deshalb gibt es 
ja das Gebäudeprogramm, um dem Ver-
mieter einen Anreiz zu geben, zu investie-
ren, um sein Gebäude längerfristig attrak-
tiv zu halten. 
– Die meisten Mietwohnungen gehören 
Privaten. Hier ist der Funke längst 
noch nicht überall gesprungen.  
Denken private Hauseigentümer  
zu kurzfristig?
– AB: Bei den privaten Eigentümern ste-
hen finanzielle Überlegungen nicht im-
mer im Vordergrund. So scheuen gerade 
ältere Hausbesitzer den Aufwand, und 
überlassen die Sanierung lieber der 
nächsten Generation. 
– DB: Ein wichtiger Punkt: Bauen und vor 
allem Sanieren muss attraktiver werden. 
Viele private Hausbesitzer wissen zwar, 
dass sie eine Sanierung aus Renditeüber-
legungen anpacken müssten, sie scheuen 
jedoch den Aufwand und den Ärger, der 
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damit verbunden ist. Hier ist die Bauwirt-
schaft gefordert.
– Ihre Rentabilitätsrechnungen gehen 
jeweils von 20 Jahren und mehr aus. 
Das ist für viele private Immobilien-
besitzer schlicht nicht fassbar.
– AB: Es ist für Private in der Tat schwie-
rig, alle Aspekte zu berücksichtigen. Da 
kommt Beratern, Architekten, Hypothe-
kargebern und Installateuren die wichtige 
Aufgabe zu, die Berechnungsgrundlagen 
aufzuzeigen und so das Informationsdefi-
zit zu verkleinern. Auch Banken, die Hypo-
theken vergeben, könnten klimafreundli-
che Investitionen begünstigen. Schliesslich 
steigt der Wert eines sanierten Hauses. 
Wichtig sind auch die Aus- und Weiterbil-
dungen, um die Klima- und Energiekom-
petenz an diesen beruflichen Scharnier-
stellen zu stärken.
– DB: Immer mehr Pensionskassen und in-
stitutionelle Anleger setzen auf nachhalti-
ge Immobilienanlagen. Das ist ein starkes 
Zeichen.
– Pensionskassen können sich  
ökologische Nachhaltigkeit wohl  
auf die Fahne schreiben, weil sie  
alte Liegenschaften konsequent  
verkauft oder abgerissen und neu  
gebaut haben. 
– DB: Warum machen sie das? Nicht bloss 
wegen des Images, sondern wegen ihrer 
Investitionsrechnung. Es ist für sie schlicht 
nicht attraktiv, alte Gebäude mit mangeln-
dem Komfort zu besitzen. Deswegen sa-
nieren sie umfassend oder bauen neu. Das 
heisst ja nichts anderes als:  Gebäude mit 
einem hohen energetischen Standard wir-
ken sich positiver auf die Rendite der Im-
mobilienanlagen aus.
– Schauen wir in periphere Regionen 
oder auch einfach ins Mittelland. Ein 
Vermieter muss sich dort aufgrund der 
hohen Leerstände Gedanken machen, 
ob sein Gebäude nach einer energeti-
schen Sanierung noch marktfähig ist.
– DB: Gerade bei hohen Leerständen 
spielt ja auch die Qualität eine Rolle. Ich 
bin überzeugt, dass es in der Schweiz ei-
ne genügend grosse Nachfrage für einen 
gewissen Standard gibt. Aber natürlich ist 
es ratsam, die Investition dem Marktum-
feld anzupassen und in ertragsschwachen 
Regionen auf möglichst kostengünstige 
energetische Massnahmen zu setzen. 
– Viele Vermieter sind auch unsicher, 
welcher Anteil der Investitionen  

als wertvermehrend auf die Mieten  
umgelegt werden kann.
– DB: Eine Antwort darauf gibt die Revi-
sion des kantonalen Steuerharmonisie-
rungsgesetzes, die per 1. Januar 2020 in 
Kraft treten wird. Die Investitionen sollen 
besser verteilt werden können, zudem 
schafft das Gesetz Klarheit, welche Inves-
titionen wertvermehrend bzw. werterhal-
tend sind. 
– Was passiert, wenn im  
Wohneigentum der Eigenmietwert  
abgeschafft wird? 
– DB: Aus unserer Sicht wäre es natürlich 
wünschenswert, dass der Anreiz für ener-
getische Sanierungen nicht plötzlich klei-
ner wird, weil es keine Abzugsmöglichkeit 
mehr gibt. 

– Momentan ist Energie sehr günstig: 
Ist das ein weiteres Hemmnis?
– AB: Höhere Energiepreise würden na-
türlich die Signale schneller in den Markt 
hineintragen, deshalb auch die CO2-Ab-
gabe. Wichtig ist der Zeithorizont der Be-
trachtungen: Die CO2-Abgabe soll konti-
nuierlich angehoben werden. Dabei ist 
zu beachten, dass die Einnahmen der Be-
völkerung gleichmässig zurückverteilt 
werden. Davon profitieren diejenigen, 
die unterdurchschnittlich viel fossile 
Brennstoffe verbrauchen. Bei den fossi-
len Energiepreisen geht man davon aus, 
dass sie steigen werden, die Preise für er-
neuerbare Energien hingegen dürften 
weiter sinken. 
– DB: Der Ölpreis beträgt aktuell ca. 80 USD, 
vor wenigen Jahren lag er noch bei 30 USD. 
Diese Volatilität muss man bei Investitions-
entscheiden berücksichtigen.  
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 Das Gebäudeprogramm von Bund 
und Kantonen ist ein wichtiger Pfei-
ler der Schweizer Energie- und Kli-
mapolitik. Es wird finanziert durch 
teilzweckgebundene Mittel aus der 
CO2-Abgabe sowie über kantona-
le Beiträge. In der Schweiz sind Ge-
bäude für 40 Prozent des Energiever-
brauchs und für rund einen Viertel 
sämtlicher Treibhausgas-Emissionen 
resp. einen Drittel der CO2-Emissio-
nen verantwortlich. 

Über eine Million Häuser sind nicht 
oder kaum gedämmt und damit ener-
getisch sanierungsbedürftig. Zudem 
werden drei Viertel der Gebäude heu-
te noch immer fossil oder elektrisch 
beheizt. Hier setzt das Gebäudepro-
gramm an. Es unterstützt energetische 
bauliche Massnahmen finanziell. Es för-
dert, je nach Kanton, die Dämmung von 
Dächern und Fassaden, die Sanierung 
der Gebäudetechnik, die Nutzung von 
Abwärme, den Einsatz erneuerbarer 
Energien, den Anschluss an ein Wärme-
netz oder hocheffiziente Neubauten. 

Seit seiner Lancierung im Jahr 2010 hat 
sich das Gebäudeprogramm als wirk-
sames Instrument der Schweizer Ener-
gie- und Klimapolitik erwiesen. Heute 
verbraucht der Schweizer Gebäudepark 
dank des Gebäudeprogramms pro Jahr 
1,9 Mrd. Kilowattstunden (kWh) weniger 
Energie und stösst 0,5 Mio. Tonnen (t) 
weniger CO2 aus. Jedes Jahr zählt: Die 
Energie-und CO2-Wirkung der geförder-
ten Massnahmen kumuliert sich über 
deren gesamte Lebensdauer auf fast 
50 Mrd. kWh und mehr als 12 Mio. t CO2.

Seit 2017 werden sämtliche Mittel für 
das Gebäudeprogramm aus der CO2-
Teilzweckbindung in Form von Global-
beiträgen an die Kantone ausbezahlt. 
Voraussetzung für den Erhalt eines 
Globalbeitrags ist ein kantonales Pro-
gramm zur Förderung energetischer 
Gebäudehüllen- und Gebäudetechnik-
sanierungen sowie zum Ersatz beste-
hender elektrischer Widerstandshei-
zungen oder Ölheizungen. Die Basis 
für die kantonalen Angebote bildet das 
Harmonisierte Fördermodell der Kan-
tone (HFM 2015). Die Globalbeiträge 
werden in einen Sockelbeitrag pro Ein-
wohner und in einen Ergänzungsbeitrag 
aufgeteilt. Der Sockelbeitrag pro Ein-
wohner beträgt dabei maximal 30% der 
verfügbaren Mittel. Der Ergänzungs-
beitrag darf nicht höher sein als das 
Doppelte des Kredits, den der jeweili-
ge Kanton für sein Programm bewilligt 
hat. Die Summe der bewilligten Kredi-
te der Kantone beläuft sich auf 80 Mio. 
CHF/Jahr.  

ÜBERBLICK 
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 Fossile Feuerungen, 
schlecht gedämmte  
Fenster, Rollladenkästen, 
Estrichböden oder Keller-
decken sind nicht mehr 
zeitgemäss.»
DANIEL BÜCHEL




